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Sperrfrist – Beginn der Rede! 

 

Es gilt das gesprochene Wort! 

 

Rede des Thüringer Ministers für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz, 

Herrn Jürgen Reinholz, anlässlich eines Empfangs des Thüringer 

Landwirtschaftsministers zur Frühjahrstagung des Agrarsozialen Gesellschaft e.V. am 

22.05.2013 im Steigenberger Hotel Thüringer Hof in Eisenach, um 19.00 Uhr 

 

 

 

Anrede! 

 

 Dank für Einladung. 

 

 Freue mich, dass die Tagung der Agrarsozialen Gesellschaft e.V. in diesem Jahr in 

Thüringen stattfindet. 

 

 Dem Tagungsprogramm konnte ich entnehmen, dass am heutigen Tage bereits eine 

ganze Reihe interessanter Vorträge gehalten wurden sind. 
 

 Mit den Themen „Flächenhaushaltspolitik“ und „Nachhaltige Entwicklung“ standen 

beispielsweise zwei hochaktuelle gesellschaftspolitische Fragestellungen auf der 

Tagesordnung. 

 

Anrede! 

 

Sie hatten mich gebeten, einige Ausführungen zum Stand der Verhandlungen der GAP 

nach 2014 zu machen. Ich sollte speziell auch auf die Ergebnisse der AMK in 

Berchtesgaden am 12. April eingehen. 

 

Ich will diese Bitte gern aufgreifen, betone aber gleichzeitig, die AMK ist schon wieder 6 

Wochen her und die Ereignisse der vergangenen Wochen zeigen uns, wie schnelllebig die 

Zeit ist. 

 

Aus meiner Sicht hat die AMK deutlich gemacht, die Grundzüge einer nationalen Umsetzung 

der anstehenden Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) zeichnen sich erst in Ansätzen 

ab. Es ist zwar gelungen einen gemeinsamen AMK Beschluss zu fassen, ich gebe aber zu, 

dass selbst darum in sehr langen Verhandlungen hart gerungen werden musste.  

 

So war die Gesprächsatmosphäre von einer stärkeren Polarisierung der Positionen geprägt, als 

dies üblicherweise der Fall ist. Sowohl zwischen den rot/grünen Ländern und den CDU-

geführten Ländern gab es Differenzen als auch innerhalb der Gruppen zwischen Ost und 

West. Bis weit nach Mitternacht ist deshalb auf der Ebene der Staatssekretäre und Minister 

verhandelt wurden. Einige Beschlüsse, vor allem auch der Beschluss zur GAP standen bis 

zum Schluss auf der Kippe. Es bestand lange die Gefahr, dass gar kein Beschluss gefasst 

werden könnte. 

 

Die AMK hat gezeigt, dass insbesondere die ostdeutschen Länder sich Sorgen machen, ggf. 

zum  Verlierer des nationalen Umsetzungsprozesses der GAP Reformprozesse zu werden.  
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Die AMK hat darüber hinaus gezeigt, dass die Vorstellungen der Länder zur nationalen 

Umsetzung der GAP je nach Farbe der Landesregierung bzw. den agrarstrukturellen 

Verhältnissen in den Ländern teilweise doch weit auseinandergehen.  

 

Hier wird es in den kommenden Wochen und Monaten weitere intensive Verhandlungen auf 

nationaler Ebene geben, bevor Entscheidungen zur nationalen Umsetzung getroffen werden 

können. Im Übrigen werden wichtige Entscheidungen über die nationale Umsetzung der 

GAP-Reform vor dem Hintergrund der noch laufenden Trilogverhandlungen zwischen 

KOM-EP-RAT erst nach deren Abschluss auf den folgenden Agrarministerkonferenzen 

getroffen werden können. Die Ergebnisse dieser Trilogverhandlungen auf EU-Ebene bleiben 

also erst abzuwarten. 

 

Anrede! 

 

Die AMK in Berchtesgaden hat aus meiner Sicht in vielen Punkten ihre bisherige Position vor 

allem bekräftigt. Gleichzeitig haben die Ministerinnen und Minister eine ganze Reihe von 

Arbeitsaufträgen an eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur „Weiterentwicklung der 

Gemeinsamen Agrarpolitik“ ausgelöst. 

 

Diese Arbeitsgruppe soll bis zur nächsten AMK weitere Entscheidungsgrundlagen erarbeiten, 

die insbesondere die finanziellen Konsequenzen der künftigen Verteilung der EU-Mittel der 

1. und 2. Säule auf die Bundesländer transparent darstellen sollen.  

 

Dazu sollen verschiedene Verteilungsmodelle ausgearbeitet werden, die eine Bewertung der 

Gesamtbetroffenheit der einzelnen Bundesländer in umfassender Weise ermöglichen. Dabei 

sollen u.a. folgende Rahmenbedingungen betrachtet werden. 

 

 Überprüfung der bisherigen Mittelverteilung in der 2. Säule 

 Optionale Umschichtung  von bis zu 15 Prozent der Mittel für die 1. Säule in die 2. 

Säule 

 Modellrechnungen zur Zusatzprämie für die ersten Hektar 

 Ausgestaltung des Greenings 

 Ausgestaltung der Ausgleichszulage 

 Modellrechnungen zur gekoppelten Prämie 

 Anwendung von Kleinlandwirte-Regelung und Junglandwirte Regelung 

 

Für jeden dieser Punkte, will die Arbeitsebene teilweise  mehrere Varianten berechnen und 

Mitte Juni erneut zusammen kommen, um die nächste AMK im August vorzubereiten. 

 

Anrede! 

 

Sie merken vermutlich schon, das Verhandlungsthema ist komplex, weil eine ganze Reihe 

von Punkten zu entscheiden sind. Punkte, die oft in Wechselbeziehung stehen und deshalb 

dazu führen, bildlich ausgedrückt: Ziehe ich an einem Ende der Decke, hat dies ggf. Folgen 

an mehreren anderen Ecken.  

 

Kurzum: Der Umfang der nationalen Entscheidungsspielräume ist erheblich. Hier wird 

letztendlich auch bestimmt, wie viel Geld, welche Gruppen von Landwirten erhalten werden. 

Alle Punkte sind finanzwirksam und bestimmen die einzelbetriebliche Höhe der künftigen 

Direktzahlungen. 
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In zwei wichtigen Punkten der künftigen nationalen Ausrichtung der GAP in Deutschland hat 

es anlässlich der AMK in Berchtesgaden allerdings bereits wichtige Vorfestlegungen 

gegeben. 

 

So bekräftigten die Agrarminister der Länder ihre ablehnende Haltung gegenüber einer 

Kappung und Degression der Direktzahlungen. Von der zu erwartenden Option einer 

fakultativen Regelung will man in Deutschland nicht Gebrauch machen.  

 

Im Gegenzug hat man allerdings auch vereinbart, dass es in Deutschland einen 

bundeseinheitlichen Zuschlag für die ersten Hektare geben soll. In welchem Umfang und 

in welcher Höhe dieser Zuschlag gewährt werden soll, bleibt aber noch  völlig offen. 

 

An diesem Beispiel wird gut deutlich, dass Kompromiss auch immer ein „geben“ und 

„nehmen“ ist. 

 

Ich vertrete deshalb die Auffassung, derzeit so wenig wie möglich Vorfestlegungen zu 

zulassen. Und den GAP-Komplex möglichst zwischen Bund und Ländern in einem 

Gesamtpaket zu entscheiden. 

 

Getreu dem Motto: „Nichts ist entschieden, bis alles entschieden ist.“ 

 

Aus meiner Sicht kann mit einer solchen Verhandlungsstrategie eher erreicht werden, dass 

bestimmte Länder nicht nur Verlierer und andere nur Gewinner in Deutschland sind, wenn es 

um die künftige Verteilung der EU-Finanzmittel geht.  

 

Hier könnten Kompromisse unter Berücksichtigung der Gesamtthematik ausverhandelt 

werden und nicht nur Einzelaspekte. 

 

Wie schwierig ein solcher Ansatz durchzuhalten sein dürfte, macht der von der EU-KOM 

Mitte April vorgelegte Vorschlag zu den Übergangsregelungen für das Jahr 2014 (vom 

18.04.2013) an das EP bzw. den RAT deutlich. Insbesondere ein Punkt bereitet mir bei 

diesem Vorschlag besondere Kopfzerbrechen. 
 

Denn nach dem gegenwärtigen Entwurf der Übergangs-Verordnung soll die nationale 

Entscheidung über die Umverteilung zwischen den Säulen  - und zwar für die gesamte 

Periode 2014 -2019 – innerhalb von  7 Tagen nach Inkrafttreten der Verordnung getroffen 

werden. 

 

Aus meiner Sicht eine nicht nachvollziehbare Regelung, weil damit ein wichtiger Punkt aus 

der gesamten Liste von Punkten zur nationalen Umsetzung der GAP unter erheblichen 

Zeitdruck bzw. als Vorabentscheidung getroffen werden müsste. Ich hoffe, hier sind 

Änderungen möglich. 

 

Anrede! 

 

Wie gesagt, ich vertrete die Auffassung: Auch wenn es zu Umverteilungen in Deutschland 

kommen wird, müssen auch die, die ggf. Gelder abgeben sollen, noch erhobenen Hauptes aus 

den Verhandlungen kommen können. Eine Verhandlungsstrategie nach Salamitaktik ist da 

aus meiner Sicht wenig zielführend.  
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Mein Ziel ist und bleibt es jedenfalls in den kommenden Verhandlungen: 

 

 für Thüringen soviel wie möglich vom Status quo zu sichern und 

 soweit wie möglich Entscheidungen im Gesamtkontext zu treffen. 

 

Ich weiß, dies dürfte schwer genug werden. Aber ich hoffe, dass insbesondere den zweiten 

Aspekt andere Bundesländer ähnlich sehen. 

 

Zu diesem Ansatz gehört für mich auch, dass es heute weniger darum geht, zu bestimmten 

Punkten eine unumstößliche Maximalposition zu beziehen. Aus meiner Sicht bedarf es 

vielmehr bestimmter „Bewegungsspielräume“ für die Verhandlungen, um je nach konkreter 

Verhandlungsbasis und Verhandlungsverlauf möglichst viel von den eigenen Zielen zu 

erreichen. Dazu gehört für mich ganz weit vorn die künftige Ausstattung mit EU-

Finanzmitteln für TH nach 2014 über beide Säulen der GAP hinweg. 

 

Denn am Ende muss vor allem das erreichte Gesamtergebnis für Thüringen stimmen.   

 

Anrede! 

 

Welche Differenzen es in einer ganzen Reihe von Punkten zwischen den Bundesländern noch 

auszuräumen gilt, möchte ich am Beispiel der möglichen Mittelumschichtung zwischen den 

beiden Säulen deutlich machen. 

 

Während die grün/ rot-grün regierten Länder dies befürworten, eine mögliche 

Mittelumschichtung in die Zweite Säule befürworten, verweisen unionsgeführte Länder auf 

die ohnehin anstehenden Kürzungen der Direktzahlungen, etwa durch die Angleichung der 

Direktzahlungen innerhalb der EU oder auch den Zuschlag für die ersten Hektare. 

 

Beim Greening bestätigten die Ressortchefs im Wesentlichen ihre bisherige Position. Dazu 

gehört die Position, dass ökologische Vorrangflächen nicht zwingend aus der Produktion 

genommen werden müssen. Gleichzeitig wurde erneut betont, das Greening müsse 

obligatorisch und auf einzelbetrieblicher Ebene zur Anwendung kommen, um eine positive 

ökologische Wirkung in der Agrarlandschaft zu entfalten. Ausdrücklich unterstützt wird im 

Übrigen auch das vorgeschlagene Äquivalenzprinzip, demzufolge bei den ökologischen 

Vorrangflächen Agrarumweltmaßnahmen und produktionsintegrierte Maßnahmen wie der 

Eiweißpflanzenbau sowie bestimmte Flächen in Natura-2000-Gebieten angerechnet werden 

können. 

 

Anrede! 

 

Ich will an dieser Stelle gleichzeitig noch einmal ganz deutlich darauf hinweisen, dass neben 

der GAP auch an einer „zweiten Front“ dem EU-Finanzrahmen 2014 bis 2020“ in Brüssel 

hart verhandelt wird.  

 

Mit der Einigung der Regierungschefs Anfang Februar über den neuen EU-Finanzrahmen 

bis 2020 ist ein wichtiger Zwischenschritt erfolgt, um die Rahmenbedingungen für eine GAP 

nach 2014 auf den Weg zu bringen.  

 

Der erzielte Kompromiss über den sogenannten Mehrjährigen Finanzrahmen sieht einen 

Betrag von 1082 Milliarden Euro für den Zeitraum 2014 bis 2020 vor.  
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Insgesamt entfallen auf die 1. Säule der GAP ca. 312,7 Mrd. Euro und auf die 2. Säule ca. 

95,5 Mrd. Euro. Für Deutschland bedeutet dies, dass bis 2020 jährlich rund fünf Milliarden 

Euro an Direktzahlungen und zusätzlich ca. 1,2 Milliarden Euro für die ländlichen Räume aus 

dem EU-Haushalt zur Verfügung stehen. 

 

Ich weiße an dieser Stelle jedoch noch einmal ausdrücklich darauf hin, dass vor dem 

Hintergrund, dass das Europäische Parlament den Kompromiss der Regierungschefs 

Mitte März abgelehnt hat, zunächst abzuwarten bleibt, 

 

 wie die Verhandlungen im sogenannten Trilog zwischen KOM-RAT-EP weitergehen 

bzw.  

 zu welchen konkreten Ergebnissen man am Ende kommen wird und  

 welche Folgen dies eventuell auch auf die Finanzzuweisungen für den Agrarbereich hat. 

 

Die Abgeordneten verlangen in einer Entschließung von Mitte März zum Mittelfristigen 

Finanzplan 2014 bis 2020, die mit großer Mehrheit angenommen wurde, insbesondere mehr 

Flexibilität und Effizienz.  

 

Bevor die Verhandlungen über den Haushaltsrahmen abgeschlossen werden können: 

 

 Soll zuerst das Problem der offenen Rechnungen aus dem Jahr 2012 gelöst werden. 

 Das Parlament will darüber hinaus eine politische Verpflichtung des Rates einfordern, 

dass alle Rechnungen, die 2013 fällig werden, auch 2013 gezahlt werden. Damit soll die 

Fortschreibung eines Defizits in die neue Finanzperiode vermieden werden.  

 Ferner pocht das Plenum auf eine Klausel zur zwischenzeitlichen Überprüfung der 

Ausgaben und hält an einem System echter EU-Eigenmittel zur Finanzierung des 

Haushalts fest.  

 

Mit der Verabschiedung der Resolution des Europäischen Parlaments können die 

Verhandlungen mit dem Rat über eine sogenannte interinstitutionelle Vereinbarung für 2014 

bis 2020 beginnen. Die Abgeordneten haben dabei das Druckmittel, dass ohne ihre 

Zustimmung kein Gesamtpaket verabschiedet werden kann.  

 

 

Anrede! 

 

Soweit von meiner Seite einige Bemerkungen zum Stand der nationalen Umsetzung der 

GAP in Deutschland. Ich bin mir sicher, dass uns zur nationalen Umsetzung der GAP noch 

sehr lange und vor allem auch sehr schwierige Verhandlungen in den kommenden Wochen 

und Monaten in Deutschland bevorstehen. 

 

Ich hoffe, dass bei allem Verständnis für spezielle länderspezische Interessen die 

Verhandlungspartner dennoch soviel Kompromissbereitschaft mitbringen, dass wir zu einer 

ausgewogenen Umsetzung der nationalen Beschlüsse in Deutschland kommen. 

 

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen noch einen angenehmen Aufenthalt hier in Eisenach.  


